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Die Neufassung der Erneuerbare Energien-Richtlinie (RED II) 
im Kontext der globalen Marktversorgung bei Agrarrohstoffen 
und des Zieles einer Dekarbonisierung des Verkehrsbereichs 
 

 

Stephan Arens 
 
 
 
 
 
Abstract 
 
In November 2016, the European Commission presented a package of eight guidan-
ces and regulations to support the delivering of “clean energy for European citizens”. 
One part was a proposal for a reform of the Renewable Energy Directive (RED II), 
setting the rules of the European biofuel policy after 2020 up to the year 2030. As one 
of the most important details of the RED II-proposal, a phasing-down for crop-based 
biofuels was planned until 2030. They should be replaced by advanced biofuels e.g. 
from waste and residues. European Parliament, EU-member states and European 
commission discussed the proposal intensively during the last months. The trilogue 
found a compromise at June 14th, 2018. For UFOP’s view, it is essential to maintain 
an important role of crop-based biofuels in a future fuel market, because farmers need 
this market to stabilize prices and income. Additional to that, “first generation” biofuels 
are strongly needed in transport sector to reduce greenhouse gas emissions!   
 
 
 
 
1    Die Neufassung der Erneuerbare Energien Richtlinie (RED II) 
 
 
1.1  Das Winterpaket der Europäischen Kommission 
 
Keine zwei Jahre nach dem Kompromiss der sogenannten „iLUC-Richtlinie“1, mit der 
eine Kappungsgrenze von 7 % für Biokraftstoffe aus Anbaubiomasse eingeführt wor-
den war, hat die EU-Kommission im November 2016 ein umfangreiches Regelungs-
paket vorgelegt, das erhebliche Auswirkungen auf die Entwicklung des Biokraft-
stoffsektors in den nächsten Jahren haben wird. Das Winterpaket der Europäischen 
Kommission2 umfasst über 1.000 Seiten und besteht aus insgesamt acht Richtlinien- 
und Verordnungsvorschlägen, darunter ein Vorschlag zur Reform der in der Erneuer-
bare Energien-Richtlinie festlegten EU-Biokraftstoffpolitik (RED II). Ein wesentlicher 
Teil des Regelungsvorschlags für den Zeitraum bis 2030 war und ist die Forderung 
nach einem massiven Abschmelzen der Biokraftstoffe aus Anbaubiomasse bis zum 

                                            
1 iLUC = indirect land use change – Indirekte Landnutzungsänderungen; iLUC-Richtlinie: RL (EU) 
2015/1513 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 09.09.2015 zur Änderung der Richtlinie 
98/70/EG über die Qualität von Otto- und Dieselkraftstoffen und zur Änderung der Richtlinie 2009/28/EG 
zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen 
2 COM(2016) 860 „Saubere Energie für alle Europäer“ vom 30.11.2016 
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Jahr 2030. Gleichzeitig soll die Entwicklung und Produktion neuartiger Biokraftstoffe, 
etwa aus Abfall- und Reststoffen mit Mindestanteilen angereizt werden (siehe Bild 1).  
 
Über den Vorschlag der EU-Kommission wurde seitdem in verschiedenen Ausschüs-
sen des Europäischen Parlamentes intensiv diskutiert. Nachdem sich das Plenum des 
EU-Parlamentes und die Vertreter der Mitgliedstaaten auf die jeweilige Position ver-
ständigt hatten, konnten die Trilog-Verhandlungen zwischen EU-Parlament, dem Eu-
ropäischen Rat und der EU-Kommission beginnen. 
 

 
 

Bild 1: Vorschlag der EU-Kommission zur RED II: Anteile der verschiedenen Erneu-
erbare Energien-Quellen im Verkehrssektor im Zeitraum 2021 bis 2030 

 
 
1.2  Ergebnis der Trilog-Verhandlungen zur RED II 
 
Am 27.06.2018 hat der Ausschuss der ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten bei der 
EU-Kommission (AStV) dem Ergebnis des Trilog-Beschlusses vom 14.06.2018 zuge-
stimmt. Die Regierungen der Mitgliedstaaten machen damit den Weg frei für die for-
melle Übermittlung des Trilog-Beschlusses an das Europäische Parlament. Das Par-
lament könnte dem Verhandlungsergebnis noch im Oktober 2018 formell zustimmen. 
Die Verhandlungen stehen unter einem enormen Zeitdruck, denn nach der Einigung 
in allen Punkten des Winterpaketes der EU-Kommission müssen die entsprechenden 
Regelungen noch in den EU-Mitgliedstaaten national umgesetzt werden. Dies wird vo-
raussichtlich im Laufe des Jahres 2019 erfolgen.  
 
Die wesentlichen Punkte des Kompromisses vom 14.06.2018 sind:  

- Der Zielwert für den Anteil erneuerbarer Energien (EE) am Gesamtenergiever-
brauch soll von 27% im Jahr 2020 auf 32% im Jahr 2030 steigen. Diese Ziel-
vorgabe wird in 2023 evaluiert. 

- Beibehaltung eines separaten Zielwertes für den Anteil EE im Transportsektor. 
- Anhebung des Anteils EE im Transportsektor von 10% (2020) auf 14%. Auch 

hier Evaluierung in 2023.  
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- Beibehaltung der Kappungsgrenze 7% (energetisch) für Biokraftstoffe aus An-
baubiomasse (1G) gemessen am Energieverbrauch im Straßen- und Schienen-
verkehr. 

- Unterhalb der Kappungsgrenze von 7% Beschränkung der 1G auf Anteil am 
Verbrauch in 2020 plus 1%-Punkt. 

- Der vom EU-Parlament geforderte Ausschluss der Anrechnung von Palmöl in 
Biokraftstoffen ab 2021 wurde von der EU-Kommission mit Blick auf das inter-
nationale Handelsrecht (WTO) abgelehnt. Stattdessen wird der Mengenanteil 
ab 2021 auf die Verbrauchsmenge in 2019 gedeckelt. Ziel ist eine schrittweise 
Verringerung des Palmölanteils ab 2023 auf 0% bis spätestens 31.12.2030.  

- Die EU-Kommission muss bis zum 01.02.2019 auf der Basis eines Berichts 
über die Entwicklung der weltweiten Anbaufläche einen delegierten Rechtsakt 
vorlegen, der Kriterien für die Zertifizierung von Biokraftstoffen, Biobrennstoffen 
und fester Biomasse in Bezug auf das Risiko von iLUC umfasst.  

- Festlegung von steigenden Unterzielen für fortschrittliche Biokraftstoffe (2G), 
zum Beispiel aus Reststoffen wie Stroh, Gülle oder Bagasse (Zuckerrohr), be-
ginnend mit 0,2% in 2022, 1,0% in 2025 und 3,5 % in 2030. 

- Begrenzung für 2G-Biokraftstoffe aus Abfallstoffen wie gebrauchten Pflanzen-
ölen oder -fetten, tierischen Fetten etc. auf 1,7 %.  

 
Kritisch zu bewerten ist aus Sicht der UFOP, dass bisher keine klare Entscheidung zur 
Regelung der Palmöl-Verwendung getroffen wurde. Denn im Fokus der kritischen Aus-
einandersetzung zur Rohstoff-Frage im Biokraftstoffbereich ist und bleibt das Palmöl. 
Problematisch ist ebenfalls die Einführung von Multiplikatoren zur Mehrfachanrech-
nung von Biokraftstoffen aus Rest- und Abfallstoffen sowie für die E-Mobilität. Die 
UFOP hatte sich mit Nachdruck gegen die Einführung von Multiplikatoren ausgespro-
chen. Denn hierbei wird nur ein „virtueller“ Anteil Erneuerbarer Energie erreicht, aber 
kein Beitrag zum Klimaschutz im Verkehrssektor geleistet. Nachhaltig zertifizierte und 
treibhausgasoptimierte Biokraftstoffe werden dagegen aus dem Markt gedrängt.  
 
 
2 Die globale Marktversorgung bei Agrarrohstoffen 
 
Bei der Debatte der vergangenen Jahre um die Ausgestaltung der EU-
Biokraftstoffpolitik wurde von vielen Nicht-Regierungsorganisationen immer wieder ein 
Argument angeführt, warum die Nutzung von Agrarrohstoffen für die Produktion von 
Biokraftstoffen eingeschränkt werden sollte: nach Meinung dieser Organisationen 
steht die Verwendung zum Beispiel von Raps, Getreide oder Zuckerrüben für diesen 
Einsatzzweck in direkter Konkurrenz zur Verwendung als Lebensmittel. Demzufolge 
würde die Versorgung für die Bevölkerung eingeschränkt und es sei ein Anstieg der 
Rohstoff- und damit der Verbraucherpreise zu befürchten. Der Blick auf die Versor-
gungssituation der weltweiten Agrarmärkte zeigt eine gegenteilige Entwicklung (Bild 2-
4): Die weltweite Erzeugung zum Beispiel von Getreide, Ölsaaten und Pflanzenölen 
wurden in den vergangenen Jahrzehnten zum Teil deutlich ausgeweitet. Dies hat in 
vielen Regionen der Welt einen massiven Druck auf die Erzeugerpreise ausgelöst, mit 
der Konsequenz, dass in vielen Ackerbaubetrieben Europas derzeit eine nachhaltige 
Betriebsentwicklung nicht mehr möglich ist. Wichtige Investitionen in Innovationen zum 
Beispiel in der Landtechnik können nicht vorgenommen werden. 
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Bild 2: Entwicklung der globalen Getreideproduktion von 1960 bis heute  
 
 
 
 

 
 

Bild 3: Entwicklung der globalen Ölsaatenproduktion von 1960 bis heute  
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Bild 4: Entwicklung der globalen Pflanzenölproduktion von 1960 bis heute  
 
 
In der Konsequenz zeigt der Blick auf die weltweite Versorgungssituation und die Ent-
wicklung der Agrarrohstoffpreise, wie wichtig der Biokraftstoffsektor als Absatzmarkt 
für Agrarrohstoffe ist. Ohne diesen wichtigen Absatzkanal (ca. 2/3 des in deutschen 
Ölmühlen hergestellten Rapsöls werden zu Biokraftstoffen verarbeitet) würde der Men-
gen- und damit der Preisdruck weiter massiv zunehmen. Nur mit einer ambitionierteren 
Biokraftstoffpolitik können die Märkte preiswirksam stabilisiert und ein messbarer Bei-
trag zur Dekarbonisierung der Kraftstoffe und damit des Verkehrssektors geleistet wer-
den. 
 
 
3 Die notwendige Dekarbonisierung des Verkehrsbereichs 
 
Ein Grund für die zuletzt schnelle Verständigung im Trilog-Verfahren zur RED II und 
zu den Regelungsvorschlägen der Energieeffizienz-Richtlinie und zur Governance-
Verordnung ist der Termindruck für die Vorlage der nationalen Klima- und Energie-
pläne für die Mitgliedstaaten der EU. Im Kern geht es dabei um die Umsetzung des 
Pariser Klimaschutzabkommens von 2015, das von 196 Regierungsvertretern unter-
zeichnet worden war.  
 
Die UFOP hat anlässlich der Ratifizierung des Abkommens unterstrichen, dass 
Deutschland und alle anderen Industriestaaten ihre Verantwortung für die Entwicklung 
der globalen Treibhausgas-(THG-)Emissionen anerkennen und einen umso größeren 
Beitrag zum Klimaschutz leisten müssen. Nur so ist das sogenannte 2-Grad- oder bes-
ser 1,5-Grad-Ziel bis 2050 zu erreichen. Insbesondere der Verkehr steht hier im Fokus, 
denn dieser Sektor weist seit 1990 stetig steigende THG-Emissionen auf, vor allem 
durch den Anstieg des Schwerlastverkehrs infolge der guten konjunkturellen Entwick-
lung. Eine Minderungsoption steht bereits heute bereit und kann im bestehenden Fahr-
zeugpark und ohne den Aufbau einer zusätzlichen Infrastruktur eingesetzt werden:  
Biokraftstoffe aus nachhaltig erzeugten, zertifizierten Biomasse-Rohstoffen. Die Ver-
fügbarkeit dieser Rohstoffe ist erwiesen.  
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Der Dieselmotor – Zukunft oder Ende? 
 

 

Reinhard Kolke, A. Gärtner 
  
 
 

 
 
 
Abstract  
 
Stricter emission and immission regulations have resulted in increasingly high require-
ments for passenger cars. Diesel cars, in particular, have been at the centre of the 
public environmental debate. Whereas several years ago the focus was chiefly on par-
ticulate matter (PM10) and soot particles, diesel vehicles have meanwhile been identi-
fied as the main sources of nitrogen oxide emissions (NOX/NO2). Therefore, with more 
emphasis on traffic restrictions, car drivers’ uncertainty is increasing. ADAC studies 
will show whether diesel may still play a role in the future.  
 
 
1 Aktuelle Situation 
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit seinem Urteil vom 27. Februar 2018 den Weg 
für mögliche Fahrverbote in Städten geebnet.  
Die konkrete Ausgestaltung von Fahrverboten und die Kriterien für betroffene Fahr-
zeuge sind allerdings noch offen. Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts legt nahe, 
dass Fahrverbote für Euro 6-Diesel in den nächsten Jahren unverhältnismäßig wären. 
Im Fokus der Diskussion stehen deshalb vor allem Dieselautos, die nicht die Euro 6-
Norm erfüllen. Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit, so das Bundesverwaltungsge-
richt, kommen zonale Fahrverbote für Euro 5-Diesel erst nach September 2019 in Be-
tracht. In Fahrverbote für Einzelstrecken können sie jedoch schon jetzt einbezogen 
werden (vgl. Hamburg).  
Viele Fragen bleiben somit offen. Diesel-Besitzer befürchten hohe Wertverluste ihrer 
Fahrzeuge. Pendler sind unsicher, welches Verkehrsmittel sie zukünftig zur Arbeit brin-
gen soll. 
 
 
1.1 Entwicklung der Emissionen und Immissionen 
 
Die tatsächlichen Emissionen der Fahrzeuge, insbesondere mit Dieselmotor, gehen 
bei weitem nicht so stark zurück, wie es die Verschärfung der Grenzwerte vermuten 
lässt. Grund hierfür ist vor allem, dass Fahrzeuge vielfach von den Herstellern auf die 
Erfüllung der Typgenehmigung optimiert werden und im realen Verkehr meist deutlich 
höhere Emissionen produzieren, wie auch die Messungen im Rahmen des ADAC Eco-
test zeigen (vgl. Punkt 3). 

 
Dies spiegelt sich auch bei der Entwicklung der Immissionen wieder. Während die 
Stickoxid-Konzentrationen (NOX) an stark belasteten Verkehrsmessstellen, zum Teil 
auch im Ballungsraum-Hintergrund, in den vergangenen Jahren bereits deutlich ab-
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nahmen, blieb die NO2-Konzentration an stark befahrenen Hauptverkehrsstraßen wei-
terhin zu hoch, siehe Bild 1. Dabei wird die NO2-Immission an den kritischen Messstel-
len wesentlich vom Anteil des NO2 in den NOX-Emissionen bestimmt. Als Hauptverur-
sacher gelten Fahrzeuge mit Dieselmotor. 
 

 
 

Bild 1: Entwicklung der Schadstoffbelastung in den Städten 
 
 
 
2 Abgasgrenzwerte Euro 6, WLTP und RDE 
 
Die Abgasgesetzgebung für Pkw schreibt Grenzwerte für die Schadstoffe Kohlenmo-
noxid (CO), Kohlenwasserstoffe (HC), Stickoxide (NOX) und Partikel (PM/PZ) fest. Ein 
eigener Grenzwert für Stickstoffdioxid (NO2) wie in der Immissionsgesetzgebung ist 
hier nicht vorgegeben. 
Die Abgasgrenzwerte wurden seit Einführung der Abgasnorm Euro 1 (1992/1993) fort-
laufend abgesenkt; die letzten Verschärfungen erfolgten im Rahmen der Euro 6-Norm. 
Trotz Erfüllung strenger Abgasnormen mit niedrigen Grenzwerten im Typgenehmi-
gungszyklus werden jedoch im realen Fahrbetrieb deutlich mehr Emissionen ausge-
stoßen – mit der Folge, dass die Immissionsbelastung kaum sinkt.  
Um die Anforderungen im Rahmen der Typgenehmigung realitätsnäher zu gestalten, 
wurden daher ein neues Messverfahren WLTP (Worldwide harmonized Light Duty Test 
Procedure), als Ersatz für den NEFZ (Neuer Europäischer Fahrzyklus), sowie zusätz-
liche Messungen im realen Fahrbetrieb (RDE, Real Driving Emissions) mit portabler 
Messtechnik (PEMS, Portable Emission Measurement Systems) eingeführt. Damit soll 
sichergestellt werden, dass die bis dato erhebliche Lücke zwischen Prüfstandsmess-
werten und realen Emissionen deutlich reduziert wird. 
Technische Maßnahmen, wie z.B. Abgasrückführung, NOX-Speicherkatalysator und  
SCR-System (Selective Catalytic Reduction) stehen bereits heute zur Verfügung. Bei 
optimaler Applikation können die NOX-Emissionen in allen Betriebszuständen deutlich 
gesenkt werden. 
 
 
 

Dieses Werk ist copyrightgeschützt und darf in keiner Form vervielfältigt werden noch an Dritte weitergegeben werden. 
Es gilt nur für den persönlichen Gebrauch.



 

14 
 

2.1 WLTP – Worldwide harmonized Light-Duty Test Procedure 
 
Um realitätsnähere Verbrauchsangaben zu erhalten, hat die UNECE (United Nations 
Economic Commission for Europe) im Auftrag der EU-Kommission einen neuen 
Prüfzyklus WLTC (Worldwide harmonized Light-Duty Test Cycle) und ein neues Mess-
verfahren WLTP (Worldwide harmonized Light-Duty Test Procedure) zur Ermittlung 
der Schadstoff- und CO2-Emissionen sowie des Kraftstoff- bzw. Stromverbrauches 
entwickelt. Bild 2 zeigt einen Vergleich der Testzyklen WLTC und NEFZ. 
 

 
Bild 2: Vergleich der Testzyklen WLTC und NEFZ 

 
Zur Übernahme des neuen Prüfverfahrens in das Typgenehmigungsverfahren wurde 
die Verordnung (EU) 2017/1151 vom 1. Juni 2017 erlassen. Diese sieht vor, dass der 
neue WLTC/WLTP für die Typgenehmigung neuer Pkw-Modelle ab 1. September 2017 
(1. September 2018 für neu zugelassene Fahrzeuge) verbindlich festgeschrieben wird, 
um somit den NEFZ (Neuer Europäischer Fahrzyklus) als Grundlage zur Ermittlung 
der Schadstoff- und CO2-Emissionen sowie des Kraftstoff- bzw. Stromverbrauches ab-
zulösen. Die neue Verordnung wurde am 7. Juli 2017 im Amtsblatt der EU veröffent-
licht und trat zwanzig Tage später in Kraft (27. Juli 2017). 
Die bereits für die Typgenehmigung nach NEFZ geltenden Euro 6-Grenzwerte bleiben 
bestehen. 
 
 
2.2 RDE – Real Driving Emissions 
 
Um die Abgasemissionen im realen Fahrbetrieb besser abbilden zu können, wurden 
im Rahmen des europäischen Abgasgesetzgebungsverfahrens neben den Emissions-
messungen im vorgeschriebenen Typgenehmigungszyklus auf Abgasprüfständen di-
rekte Messungen der Emissionen bei Fahrt auf der Straße (RDE, Real Driving Emissi-
ons) unter Einsatz portabler Messtechnik (PEMS, Portable Emissions Measurement 
Systems) aufgenommen. So soll sichergestellt werden, dass die Automobilindustrie 
Abgastechniken einsetzt, die wirksam Emissionen über alle Betriebszustände verrin-
gern. 
Drei Gesetzespakete zu RDE wurden bereits verabschiedet. Die Verordnung (EU) 
2016/427 vom 10. März 2016 legt die Grundlagen für RDE-Messungen mit portabler 
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Messtechnik (PEMS) fest. Mit der Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Union trat das erste Paket zu RDE rückwirkend zum 1. Januar 2016 in Kraft. 
Im 2. Paket, der Verordnung (EU) 2016/646 vom 20. April 2016, wurde ein sogenann-
ter Übereinstimmungsfaktor (CF, Conformity Factor) für Stickoxidemissionen NOX (zu-
lässige Abweichung der realen Emissionen zum Prüfstandgrenzwert) von 2,1 für neu 
typgenehmigte Pkw-Modelle ab 1. September 2017 (ab 1. September 2019 für neu 
zugelassene Fahrzeuge) festgelegt. Der – vom ADAC geforderte – Übereinstim-
mungsfaktor von 1,5 gilt erst ab 1. Januar 2020 für neu typgenehmigte Pkw-Modelle 
(ab 1. Januar 2021 für neu zugelassene Fahrzeuge). 
Mit dem 3. Paket, der Verordnung (EU) 2017/1154 vom 7. Juni 2017, folgte die Fest-
schreibung eines Übereinstimmungsfaktors (CF, Conformity Factor) für Partikelzahle-
missionen PN von 1,5 für neu typgenehmigte Pkw-Modelle ab 1. September 2017 (ab 
1. September 2018 für neu zugelassene Fahrzeuge). 
Das vierte Gesetzespaket zu RDE ist in Vorbereitung. Dieses soll sich u.a. mit den „In-
Use-Conformity-Tests“, also Untersuchungen mit bereits im Verkehr befindlichen Fahr-
zeugen, befassen. 
Ein beispielhaftes Messergebnis sowie die zu erfüllenden Kriterien zu Strecken-, Ge-
schwindigkeits- und Beschleunigungsanteilen zeigt Bild 3 (Quelle: Sensors Tech-CT 
LDV). 
 

 
 

Bild 3: Beispielhaftes Messergebnis und zu erfüllenden Kriterien zu Strecken-,  
Geschwindigkeits- und Beschleunigungsanteilen (Quelle: Sensors Tech-CT LDV) 
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3 ADAC Ecotest 
 
Der ADAC Ecotest wurde im Jahr 2003 eingeführt, um die Verbraucher umfassend 
über die Umweltfreundlichkeit eines Fahrzeugs zu informieren und dabei die Fahr-
zeuge über die Gesetzgebung hinaus praxisnah zu testen. Damals einmalig war die 
Einführung einer Gesamtbewertung des Umweltverhaltens, die nicht nur die CO2-
Emissionen eines Fahrzeugs bewertet, sondern auch den Schadstoffausstoß berück-
sichtigt. 
Mit dem aktuellen Ecotest 4.0 nimmt der ADAC Ecotest erneut eine Vorreiterrolle bei 
der Bewertung des Umweltverhaltens eines Fahrzeugs ein. Erstmals werden die Mes-
sungen auf dem Abgasprüfstand durch reale Straßenmessungen ergänzt. Angepasste 
Testzyklen auf Basis des WLTC, verschärfte Schadstoffgrenzwerte und eine für alle 
Fahrzeuge einheitliche, klassenunabhängige Bewertung des CO2-Ausstoßes kenn-
zeichnen den neuen Ecotest. Das umfassende Testprogramm ermöglicht durch eine 
übersichtliche Punkte- und Sterne-Bewertung eine qualitative und uneingeschränkt 
vergleichbare Bewertung des Umweltverhaltens eines Pkw.  
Ausführliche Informationen und alle Ergebnisse sind unter www.adac.de/ecotest ab-
rufbar. 
 
 

 
 

Bild 4: ADAC Ecotest Bewertung 
 
 
3.1 NOX-Emissionen von Diesel-Pkw 
 
Die Abgasreinigung im Praxisbetrieb nehmen die Fahrzeughersteller unterschiedlich 
ernst, wie die NOX-Emissionen nach Hersteller aufgeschlüsselt zeigen. So liegt der 
durchschnittliche NOX-Ausstoß der getesteten Fahrzeuge des Renault-Konzerns fast 
fünfmal so hoch wie der der getesteten BMWs. Der durchschnittliche NOX-Ausstoß 
aller betrachteten Dieselmodelle beträgt 0,261 g/km. Dies bedeutet eine Überschrei-
tung des Grenzwerts um das 3,3fache, siehe Bild 5. Bestes Modell ist der Mercedes E 
220d mit 0,024 g/km, schlechtestes Modell der Renault Grand Trafic Combi mit 1,042 
g/km. Nur 13 Prozent unterschritten im Ecotest den Grenzwert von 0,08 g/km (25 Mo-
delle von 188).   
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